
 

Hansestadt Lüneburg 
Oberbürgermeisterin Claudia Kalisch 
Am Ochsenmarkt 1 
21335 Lüneburg 

 
Lüneburg, den 18. Dezember 2025 

 

Antrag: Schaffung einer „Fach- und Koordinierungsstelle Barrierefreiheit“ 

 

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, 

eine inklusive Stadtentwicklung setzt voraus, dass Barrierefreiheit als Querschnitts-
aufgabe strategisch geplant und dauerhaft umgesetzt wird. Daher beantrage ich die 
Schaffung einer „Fach- und Koordinierungsstelle Barrierefreiheit“ für die Hansestadt 
Lüneburg: 

 

1. Die Verwaltung richtet in Abstimmung mit dem Beirat für Menschen mit 
Behinderungen eine zentrale „Fach- und Koordinierungsstelle Barrierefreiheit“ ein. 
 

2. Die Stelle entwickelt gesamtstädtische Leitbilder, Konzepte sowie verbindliche 
Planungs- und Umsetzungsgrundlagen zur Herstellung von Barrierefreiheit und 
Barrierearmut im öffentlichen Raum, in öffentlichen Einrichtungen und im digitalen 
Bereich. 

 
3. Sie übernimmt eine dezernatsübergreifende Koordinierungs- und Beratungsfunktion 

innerhalb der Verwaltung und arbeitet eng mit dem Beirat für Menschen mit 
Behinderungen zusammen. 

 
4. Darüber hinaus berät die Stelle externe Anbieter*innen öffentlicher Angebote, soweit 

diese gesetzlichen Verpflichtungen zur Barrierefreiheit unterliegen. 
 

5. Die erforderlichen personellen und finanziellen Mittel sind im Haushalt bereit-
zustellen. 

 

Begründung: 

Barrierefreiheit ist eine zentrale Voraussetzung für gleichberechtigte Teilhabe und eine 
rechtliche Verpflichtung. Sie ergibt sich unter anderem aus der UN-Behindertenrechts-
konvention, dem Niedersächsischen Behindertengleichstellungsgesetz sowie – im 
digitalen Bereich und für private Anbieter öffentlicher Dienstleistungen – aus dem 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetz. In der Hansestadt Lüneburg fehlt bislang ein 



 

strategisches Gesamtkonzept, um diese Anforderungen systematisch und verbindlich 
umzusetzen. 

Barrierefreiheit beschränkt sich nicht auf bauliche Einzelmaßnahmen wie Rampen oder 
Aufzüge. Sie umfasst ebenso die barrierefreie Gestaltung des öffentlichen Raums 
insgesamt sowie die digitale Zugänglichkeit von Verwaltungsangeboten, Internetseiten, 
Formularen, Automaten und weiteren öffentlichen Dienstleistungen. Hier kann eine 
zentrale Fach- und Koordinierungsstelle die Verwaltung fachlich unterstützen und 
zugleich beratend gegenüber externen Akteur*innen wirken. 

Besondere Herausforderungen bestehen in der historischen Altstadt, wo Barrierefreiheit 
häufig im Spannungsfeld mit dem Denkmalschutz steht. Die entstehenden Zielkonflikte 
lassen sich nur durch koordinierte Planung, fachliche Abwägung und ein 
gesamtstädtisches Konzept lösen. Einzelentscheidungen ohne übergeordnete Strategie 
führen hingegen zu Verzögerungen und vermeidbaren Konflikten. 

Die wiederholten und langfristigen Einschränkungen an den Aufzügen des Lüneburger 
Bahnhofs zeigen exemplarisch, wie sehr Menschen mit Behinderungen durch unklare 
Zuständigkeiten und fehlende Koordination benachteiligt werden. 

Darüber hinaus profitiert auch der Tourismus von einer schrittweisen und planvollen 
Umsetzung von Barrierefreiheit. Lüneburg verzeichnet steigende Besucherzahlen; 
barrierefreie Angebote erhöhen die Attraktivität der Stadt, erschließen neue Zielgruppen 
und stärken die lokale Wirtschaft. 

Die Einrichtung einer Fach- und Koordinierungsstelle Barrierefreiheit ist ein notwendiger 
Schritt, um rechtliche Verpflichtungen strukturiert umzusetzen, Fachbereiche und 
externe Akteur*innen zu vernetzen, Zielkonflikte frühzeitig zu bearbeiten und den Beirat 
für Menschen mit Behinderungen zu unterstützen. So kann Barrierefreiheit in Lüneburg 
gelingen und strategisch und dauerhaft verankert werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Die Linke 


